
Zum Abschluss der fünften Legis-
laturperiode des Thüringer Land-
tags hatte Ministerpräsidentin Chri-
stine Lieberknecht in der Plenarsit-
zung am 17. Juli eine Regierungser-
klärung abgegeben, Überschrift:
„Bilanz 2009 bis 2014 – gemeinsam
erfolgreich“. In seiner Erwiderung
kommt LINKE-Fraktionsvorsitzen-
der Bodo Ramelow zu dem Schluss:
„Die CDU sollte sich in der Oppositi-
on erholen.“ 

„Die letzten fünf Jahre gehören zu
den erfolgreichsten Jahren seit der
Wiedervereinigung“, so lautete das Fa-
zit von Frau Lieberknecht. Thüringen
stehe heute stärker, innovativer, nach-
haltiger, sozialer und weltoffener da.

Die Arbeit der Landesregierung müs-
se an den Realitäten gemessen wer-
den, betonte Bodo Ramelow: „Sie ha-
ben die Schulden einfach verlagert auf
die kommunale Ebene. An diesem Tag,
an dem Sie so wohlfeil über das Land
gesprochen haben, haben 400 Ge-
meinden, das heißt, jede zweite Ge-
meinde in Thüringen, keinen beschlos-
senen Haushalt. (…)

200 Gemeinden in Thüringen, Frau
Ministerpräsidentin, haben alle Rückla-
gen verbraucht. Das heißt, jede vierte
Gemeinde in Thüringen hat keine Rück-
lagen mehr. 400 Gemeinden in Thürin-
gen mussten 2013 den Haushalt aus-
gleichen, indem sie die letzten Rückla-
gen verbraucht haben. Das heißt, wir
fahren das gesamte demokratische Sy-
stem völlig auf Verschleiß, damit Sie im
Wahlkampf sagen können, Sie haben
keine Schulden gemacht. 

Bodo Ramelow: „Den Rest 
lassen Sie vor die Hunde gehen“

Und dann, werte Frau Ministerpräsi-
dentin, sagen Sie gestern beim Land-
kreistag voller Stolz und Empathie: ‚17
Freunde müsst ihr sein, 17 Landkreise
sein, der Garant für den Erfolg in Thü-
ringen‘, und reden kein Wort darüber,
wie es dann mit Eisenach weitergeht,
wie es mit Suhl weitergeht, wie es mit
der Kreisfreiheit weitergeht. (…) Ja, Sie
haben sich um die Landkreise geküm-
mert, soweit die Ihr Parteibuch haben,
den Rest lassen Sie faktisch vor die
Hunde gehen.“ 

Unterbrochen von zahlreichen Zwi-
schenrufen aus der Ministerbank fuhr
Bodo Ramelow schließlich fort: „Wir
waren beim Thema kommunale Demo-
kratie, weil es für mich ein Demokra-
tiethema ist. Es ist ein wirtschaftspoli-
tisches Thema, es ist ein Regionalent-
wicklungsthema und es ist ein demo-
kratiepolitisches Thema. Und dazu ge-

hört auch, ein Gesetzeswerk, das Ihre
Regierung in Ihrer Amtszeit auf den
Weg gebracht hat: Straßenausbaubei-
träge. Sie haben gesagt, es wäre eine
Beruhigung durch Ihr Regierungshan-
deln erfolgt. (…) Hier werden Gemein-
den mit der Keule eines Landesgeset-
zes gezwungen, gegen die Bürger 240
Millionen Euro einzutreiben. Sie haben
das so organisiert - und das, Herr Gei-
bert, nehme ich Ihnen übel -, dass es
erst nach der Landtagswahl vollzogen
werden soll. (…) Wie kann denn Ruhe
eintreten, wenn Straßen, die im vori-
gen Jahrtausend gebaut worden sind,
von den Bürgern jetzt bezahlt werden
sollen? Und die Gemeinden müssen es

und Herren, auch das Thema „Straßen-
ausbaubeiträge“ ist eine Katastrophe,
die Ihre Regierung zu verantworten
hat.“

„Das ist das Schlusslicht 
aller Löhne in Deutschland“

Einen weiteren Bereich sprach der
Oppositionsführer an: „Das Thema
Wirtschaft. Sie haben hier vorgetra-
gen, wie wunderbar dieses Land sich
entwickelt hat. Ich bin begeistert. Ich
habe einmal nachgeschaut: 15,08 Euro
Brutto-Stundenlohn, den im Durch-
schnitt in Thüringen jeder Arbeitneh-
mer verdient. Das ist, werte Frau Mini-
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sterpräsidentin, das
Schlusslicht aller
Löhne in Deutsch-
land. Wie Sie daraus
die höchste Dynamik
ableiten können (…)
Wenn das die Hal-
tung ist, dass wir zur
Kenntnis nehmen
müssen, dass wir in
Thüringen 35 Pro-
zent aller Beschäftig-
ten als prekär be-
schäftigt haben, pre-
kär heißt zeitlich be-
fristet, niedriger
Lohn, Aufstocker.
Sehr geehrte Frau

durchsetzen, die in Haushaltsnotlage
sind. Dann sagen die Bürger, es war
unser Gemeinderat. Und der kann gar
nichts dafür. Der wird gesetzlich ge-
zwungen, durch Ihr Handeln. Deswe-
gen, liebe Frau Lieberknecht, Ruhe ist
hier überhaupt nicht eingetreten. (…)

Als Frau Lieberknecht erneut dazwi-
schenrief reagierte Bodo Ramelow:
„Was sagen Sie da, bitte? Das macht
mich fassungslos. Also, wenn das die
Haltung der Regierung ist, es ist egal,
was wir für ein Gesetz machen, wir be-
schließen Gesetzesuntreue und sagen,
wir preisen schon die Gesetzesuntreue
ein. Was ist denn das, Frau Minister-
präsidentin? Da kann ich nur sagen,
Sie haben fertig. Da muss man wirklich
sagen, eine solche Grundhaltung ge-
genüber den Bürgern ist so unerträg-
lich, dass man Gesetze schafft, bei de-
nen man sagt, die Unterlagen zu den
Gesetzen sind nicht mehr vorhanden,
sie existieren gar nicht mehr. Aber die
Gemeinden sollen es vollziehen und
die sollen den Beitragsbescheid erlas-
sen. Und die Bürger müssen dagegen
klagen. Und erst im Klageweg kann
man dann sagen, wir stoppen das. Das
hätte die Regierung stoppen können
und wir hätten es als Parlament stop-
pen müssen. Deswegen, meine Damen

Ministerpräsidentin, zufrieden mit ei-
nem Arbeitsplatz ist das eine, die Fra-
ge der Entlohnung und der Lebensper-
spektive das andere. Deswegen be-
drückt es mich, dass 22 Prozent aller
Unternehmen in Thüringen nur noch
tariflich gebunden sind. Das heißt: 78
Prozent aller Betriebe in Thüringen
sind nicht mehr tarifvertraglich gere-
gelt. Und da erwarte ich, dass eine
Landesregierung deutliche Sprache
spricht. Wenn man das Hohelied auf
die Tarifautonomie singt, muss man
auch deutlich machen, dass man sie in
den Vordergrund stellt und dass Be-
triebe, die angeworben werden, auch
danach angeworben werden, ob sie ei-
nen Tarifvertrag einhalten.“ 

Wo ist der Masterplan 
für die Energiewende?

Voller Stolz habe die Ministerpräsi-
dentin die Energiewende genannt, so
der LINKE-Politiker. Er aber habe den
Masterplan für die Energiewende für
Thüringen vermisst: „Ein einheitliches
Handeln, dass alle Ministerien und alle
nachgeordneten Dienststellen und Be-
hörden daran arbeiten, dass Energie-
produktion die Wertschöpfung in Thü-
ringen lässt und jede Region so viel

Energie und Wärme selber produziert,
wie sie verbraucht, das wäre die Her-
angehensweise, die ich mir gewünscht
hätte.“ Bodo Ramelow ging auf die Dis-
kussionen zum Bau eines Pumpspei-
cherwerks Schmalwasser ein. Da
schreibe die Thüringer CDU aus populi-
stischen Gründen in ihrem Wahlpro-
gramm, sie wolle kein Pumpspeicher-
werk, also auch keinen Investor, der
über eine Milliarde Euro nach Thürin-
gen bringen will – „wie gehen Sie denn
mit Investoren um? Wie gehen Sie
denn mit Zukunft um?“ Ja, das Projekt
sei umstritten und es müsse gründlich
darüber geredet werden. Daher finde
er den Vorschlag der Grünen sehr sym-
pathisch: „Eine Volksabstimmung in
Thüringen, damit man sagt, wenn wir
denn über Fernwasserpreise und über
Pumpspeicherwerke reden wollten,
dann soll das Volk, dann soll der Sou-
verän entscheiden.“

„Man sollte Ihnen den 
Heiligen Sankt Florian verleihen“

„Aber was Sie machen, Sie sagen
der Geschäftsführung von Trianel im
persönlichen Gespräch, nehmt das
nicht so ernst, was im Wahlprogramm
steht, das wird ja doch nicht umgesetzt
oder jedenfalls nicht ganz. Aber in der
Zwischenzeit sagt Trianel, auf der Basis
kann man politisch als Investor nicht
arbeiten. Da sage ich: Ja, wer die Ener-
giewende will, muss mit Schmalwasser
ein vernünftiges Projekt haben, muss
aus der stillgelegten Trinkwassertal-
sperre ein Energiezentrum machen,
damit Geld verdient wird und auch da-
mit der Fernwasserpreis reduziert
wird. Die Bürger in Thüringen haben
ein Recht darauf, dass der Fernwasser-
preis deutlich gesenkt wird. Wir haben
das höchste Trinkwasserdargebot aller
Bundesländer und den höchsten Was-
serpreis. Den Widerspruch erklären
Sie mir bitte mal. Ich verstehe ihn
nicht, die Bürger verstehen ihn nicht,
die Industrie und die Wirtschaft verste-
hen ihn nicht, das ist ein Standort-
nachteil. Da kann ich nur sagen: Vielen
Dank CDU. 24 Jahre haben Sie hier die
Richtlinienkompetenz gehabt. 

Es bleibt übrig der höchste Schul-
denberg - vielen Dank CDU - und es
bleibt übrig eine zertrümmerte Ener-
gielandschaft, bei der Investoren vor
das Land gejagt werden, weil Sie in bil-
ligem Populismus…kein Wind im Wald,
keine HGÜ-Leitung, wenigstens nicht
in Thüringen, Hauptsache sie kommt in
Sachsen. Man sollte Ihnen den Heili-
gen Sankt Florian verleihen, liebe Frau
Ministerpräsidentin.“        

(siehe auch S.6)



Gemeinsam Zeichen gesetzt 
gegen den braunen Ungeist
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„Aber Sie sind nicht an den Problemen der Menschen dran“

ben sich schon zu Beginn der 5. Legis-
laturperiode in einer gemeinsamen Er-
klärung, die in der konstituierenden
Sitzung am 29. September 2009 be-
schlossen wurde, zu einem demokrati-
schen, toleranten und weltoffenen Thü-

Demokratischen Widerspruch
einlegen gegen die menschenver-
achtende Ideologie der neonazisti-
schen NPD, aktiv für ein tolerantes,
weltoffenes und demokratisches
Thüringen eintreten“, so heißt es im
gemeinsamen Aufruf der fünf Land-
tagsfraktionen und dafür standen
auch die Abgeordneten und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der
Linksfraktion vor und im Thüringer
Landtag am Vormittag des 17. Juli.

Fraktionsvorsitzender Bodo Rame-
low hatte in der gleichzeitig stattfin-
denden Aussprache zur Regierungsklä-
rung die dazu herrschende Einigkeit im
Landtag betont und gewürdigt, wie
wichtig es ist, Gesicht zu zeigen gegen
jene, „die offenkundig die parlamenta-
rische Demokratie mit Füßen treten
wollen“. Ausdrücklich dankte er der
Ministerpräsidentin, die sich gleich zu
Beginn ihrer Amtszeit dafür eingesetzt
hatte, „gemeinsam Zeichen zu setzen
gegen den braunen Ungeist“.

Gemeinsame Erklärung aller Frak-
tionen des Thüringer Landtags
„Rechtsextremismus ohne Chance
in unserer demokratischen Kultur“:

Der Thüringer Landtag wendet sich
gemeinschaftlich gegen den geplanten
NPD-Aufmarsch am heutigen Donners-
tag (17.07.2014) vor dem Landtagsge-
bäude. Die Abgeordneten aller im
Landtag vertretenen Fraktionen ste-
hen für ein weltoffenes Thüringen. Ge-
meinsam setzen wir uns dafür ein,

als die Abschaffung der Demokratie
und die Überwindung der universellen
und unteilbaren Menschenrechte als
Grundlage unseres Zusammenlebens.
Wenn NPD-Anhänger alte Vorurteile
und Feindbilder beschwören, Kampa-

In der Aussprache zur Regierungser-
klärung am 17. Juli im Thüringer Land-
tag ergriff auch die LINKE Abgeordnete
und Landesvorsitzende Susanne Hen-
nig-Wellsow das Wort. Sie sagte u.a.:
„Und wenn Sie von Generationenge-
rechtigkeit sprechen, da wünsche ich
mir für unsere Generation und die uns
folgenden nicht die Schuldenbremse.
Ich wünsche mir, dass wir anfangen,
ein Bildungssystem aufzubauen, was
qualitativ hochwertig ist und jeden mit-
nimmt. Ich möchte, dass jeder von sei-
ner Arbeit leben kann, und ich möchte
es generationengerecht auch verstan-
den haben, dass wir einen sozialen
ökologischen Umbau schaffen und
nicht Versprechen machen, die Sie
überhaupt nicht halten können.

Und da bin ich schon beim ersten
großen Punkt, Bildungspolitik. Bei Kin-
dern mit hohem sozioökonomischen
Status wissen wir, sie gehen seltener
zur Hauptschule, jedoch dreimal so
viel auf das Gymnasium. Was will ich
damit sagen? Wir haben nach wie vor
eine soziale Auslese im Schulsystem,
die seinesgleichen sucht. Und Sie hal-
ten an der Dreigliedrigkeit des Schulsy-
stems fest, was genau diesen Zustand

weiter befördert. Was machen Sie
stattdessen? Themen wie Schreib-
schrift. Darf ich Sie daran erinnern,
dass es Ihr CDU-Minister war, der
2004 dem Kultusministerkonferenzbe-
schluss zugestimmt hat, eine gut les-
bare Handschrift flüssig schreiben zu
können für alle Schüler? Es war Ihr Mi-
nister. Und jetzt machen Sie einen Po-
panz auf, um populistisch die Wähler
zu überzeugen, aber Sie sind nicht an
den Problemen der Menschen dran.

Wenn wir darüber reden, gute Bedin-
gungen von Anfang an - ja, wir haben
es gemeinsam geschafft, mehr Kita-Er-
zieherinnen einzustellen. Aber es geht
noch um mehr. Wir sind im Moment bei
16 Kindern auf eine Erzieherin. Die EU-
Norm sagt fünf bis acht je Erzieherin
maximal. Das heißt, es ist hervorra-
gend, dass wir uns gemeinsam ver-
ständigt haben und über 2.000 Erzie-
herinnen eingestellt haben, aber es
reicht nicht. Um gute Bildung von An-
fang an zu gewährleisten, müssen wir
weitergehen.“

Und da der FDP-Fraktionsvorsitzen-
de Uwe Barth in der teilweise nicht ge-
rade durch hohe Sachlichkeit gekenn-
zeichneten Debatte den LINKE-Bun-

destagsabgeordneten Ralph Lenkert
angegriffen und unterstellt hatte, DIE
LINKE wolle alle Gymnasien abschaf-
fen, ging darauf für die Linksfraktion
auch nochmal Tilo Kummer ein: „Herr
Barth, Sie wissen ganz genau, dass län-
geres gemeinsames Lernen, wie wir es
meinen und wie es viele andere hier im
Haus meinen, einen anderen Hinter-
grund hat. Da geht es nämlich nicht um
die Abschaffung von Gymnasien, son-
dern um längeres gemeinsames Ler-
nen mit einem späteren Übergang ans
Gymnasium. Das ist der Punkt.“ 

Dagegen muss man sich wehren

Außerdem, und das sei vor allem
sein Anliegen, betonte Tilo Kummer:
„Die allergrößte Last für die Zukunft,
damit werden wir uns heute oder mor-
gen noch beschäftigen, ist die Altla-
stenfrage: Zu Beginn dieser Legislatur
sind wir im Umweltausschuss aus allen
Wolken gefallen, als Kali+Salz uns mit-
geteilt hat, dass noch zwei Milliarden
Euro Investitionen in Altlasten aus dem
DDR-Kalibergbau auflaufen könnten.
Vor dem Verwaltungsgericht in Meinin-
gen haben sie diese Zahl inzwischen

gnen gegen die vermeintliche Über-
fremdung unseres Landes anzetteln,
den Holocaust leugnen, die Deutschen
als Opfer der Globalisierung und der
EU stilisieren, dann ist es unsere Auf-
gabe, dem entgegenzutreten. Alle
Fraktionen des Thüringer Landtags ha-

ringen bekannt. Wie schon 2011 und
2012 wollen Rechtsextremisten vor
dem Landtag mit ihren demagogischen
Parolen jene Werte in Frage stellen, die
für unser Gemeinwesen konstitutiv
sind. Das werden wir nicht unwider-
sprochen zulassen.                             

dass die NPD niemals in den Thüringer
Landtag einziehen wird. Alle demokra-
tischen Parteien im Thüringer Landtag
werden sich durch den NPD-Auf-
marsch nicht davon abhalten lassen, in
der politischen Debatte nach vernünf-
tigen Problemlösungen zu suchen.

Die NPD richtet sich mit ihrer Ideo-
logie und Demagogie gegen Demokra-
tie, Toleranz und Weltoffenheit und ei-
ne Politik im Interesse aller Menschen.
Das umzusetzen, wird ihr nicht gelin-
gen – weder heute noch in Zukunft.
Dafür werden sich alle Fraktionen im
Thüringer Landtag einsetzen. Ange-
sichts des angekündigten Aufmarschs
wollen wir – Parlamentarier aller Frak-
tionen – ein Zeichen setzen. 

Wir wollen demokratischen Wider-
spruch einlegen gegen die menschen-
verachtende Ideologie der neonazisti-
schen NPD. Wir wollen aktiv für ein to-
lerantes, weltoffenes und demokrati-
sches Thüringen eintreten, weil wir uns
bewusst sind: Rechtsextremismus ist
keine Kinderkrankheit, die von selbst
vergeht. In den Programmen der NPD
sind Menschenverachtung, Rassismus
sowie Nationalismus und deren ag-
gressive Parolen zu erkennen, die
schon immer das Denken neonazisti-
scher Strukturen prägten. Diese NPD
darf niemals eine politische Wirkungs-
macht entfalten oder in den Landtag
einziehen, um diesen als Bühne für ihre
autoritären Ideen, Unwahrheiten, Ver-
zerrungen und populistischen Forde-
rungen zu benutzen. Dafür treten wir
gemeinsam ein.  Das große strategi-
sche Ziel der NPD ist nichts anderes

auf 4,6 Milliarden Euro korrigiert.
Wenn man sich das Verfahren um die
Werra-Versalzung, das Vertragsverlet-
zungsverfahren der EU, ansieht und
wie hilflos diese Landesregierung dort
agiert, um diesem Konzern mal Gren-
zen aufzuzeigen, dann gehen die davon
aus, dass ihren Forderungen in alle
Ewigkeit Rechnung getragen wird. 

(Zwischenruf von Minister Christian
Carius, CDU: Unsinn.)

Herr Carius, das ist kein Unsinn. Ob-
wohl Thüringen gesagt hat, es darf kei-
ne weitere Versenkerlaubnis geben, ist
sie natürlich vom Regierungspräsidium
Kassel erteilt worden und der EU wird
versucht, in dieser Hinsicht etwas vor-
zumachen. Thüringen hat keine Schrit-
te dagegen unternommen, um hier
Hessen zu sagen, so geht es nicht wei-
ter. Dieser Konzern ist es natürlich ge-
wohnt, alle Genehmigungen zu bekom-
men. Ich habe die Befürchtung, dass
sie mit der Vertragsgestaltung, die wir
hier im Moment haben, versuchen wer-
den, das Maximum rauszuholen. Dage-
gen muss man sich wehren, da hilft
kein hilfloses Agieren.“                      

Gemeinsam mit
anderen gegen
braunen Ungeist en-
gagierten Bürgerin-
nen und Bürgern,
unter ihnen zahlrei-
che junge Leute,
waren es vor allem
auch Abgeordnete
aus den Fraktionen
der LINKEN, der
Grünen und der
SPD, an denen die
Vertreter der neo-
nazistischen NPD,
die am 17. Juli de-
monstrativ zur Ple-
nardebatte zur Re-
gierungserklärung
auf die Besuchertri-
büne in den Land-
tag wollten, nicht
vorbei kamen.



„Wir begrüßen die Feststellung aus
der Bertelsmann-Studie, dass die
Qualität frühkindlicher Bildung durch
die Einstellung von mehr Erzieherin-
nen auch schon im Krippenbereich
verbessert werden muss“, sagte MdL
Margit Jung. Da Kindergärten Bil-
dungseinrichtungen sind, geht DIE
LINKE davon aus, dass dies ohne Er-
höhung der Elterngebühren möglich
sein muss. Die Zuschüsse für Kitas
müssten wieder zweckgebunden und
unmittelbar ausgereicht werden. Und
es müsse „endlich eine Drittelfinan-
zierung durch Bund, Länder und
Kommunen geben. Nachdem der
Bund den Ausbau der Kitas mitfinan-
ziert hat, ist es an der Zeit, dass er
sich für die Verbesserung der Quali-
tät engagiert.“

Zu seiner 35. Sitzung kommt das
Thüringer Arbeitslosenparlament am
Dienstag, den 19. August, in der Zeit
von 9.30 Uhr bis 14 Uhr im Thüringer
Landtag (Raum F 101) in Erfurt zu-
sammen. Vorgestellt wird der Bericht
der Parität zur regionalen Armutsent-
wicklung mit dem Titel „Zwischen
Wohlstand und Verarmung: Deutsch-
land vor der Zerreißprobe“. 

Vorgesehen ist auch eine Befra-
gung von Spitzenkandidaten zur
Landtagswahl in Thüringen am 14.
September. Zum Abschluss dieses
Plenums des Arbeitslosenparlaments
gibt es eine Diskussion zur allgemei-
nen und arbeitsmarktpolitischen La-
ge, zudem ist vorgesehen, die Wahl-
prüfsteine zur Landtagswahl zu ver-
abschieden.                                      

Zum Schuljahresende sowie
Schluss der regierenden Koalition
in Thüringen konstatierte die Links-
fraktion, dass durch CDU und SPD
trotz anders lautender Verkündun-
gen wichtige Probleme im Schulbe-
reich nicht angegangen wurden. Bei
einem Pressegespräch verwies Su-
sanne Hennig-Wellsow, Sprecherin
für Bildungspolitik und LINKE-Lan-
desvorsitzende, auf den großen Be-
darf an Lehrerneueinstellungen so-
wie den weiter angewachsenen Un-
terrichtsausfall an den Thüringer
Schulen.

So sollten laut Koalitionsvertrag der
regierenden Thüringer CDU/SPD-Ko-
alition 2.500 Lehrerinnen und Lehrer
neu eingestellt werden, die reale Zahl
liege bei 1.200, betonte die Abgeord-
nete. Der Unterrichtsausfall an Thürin-
ger Schulen werde mit vier Prozent of-
fiziell angegeben, befinde sich aber mit
Blick auf die mangelnde fachgerechte
Unterrichtsvertretung bei mindestens
acht Prozent. 

Dass die Gemeinschaftsschulen im
Thüringer Schulgesetz verankert wur-
den, bezeichnete die LINKE Politikerin
als richtig und zukunftsweisend, aller-
dings gebe es bisher laut offizieller
Statistik unter den 812 staatlichen
Schulen lediglich 22 Gemeinschafts-
schulen, dazu elf unter den freien Trä-
gern, „das muss deutlich ausgebaut
werden“, sagte Susanne Hennig-Well-
sow und betonte das Ziel des längeren
gemeinsamen Lernens. Ein Festhalten
an der frühen Trennung der Kinder be-
reits nach Klasse Vier sei rückwärtsge-
wandt und entspreche auch nicht dem
Elternwillen, denn laut Umfragen seien
mehr als Dreiviertel dagegen. Mit Ver-
weis auf den Thüringer Bildungsmini-
ster Christoph Matschie (SPD) und
sein Agieren, bezeichnete ihn der Ge-
werkschafter Torsten Wolf, Direktkan-
didat der LINKEN zu den Landtagswah-
len im Jenaer Wahlkreis 37 (wo übri-

Anlässlich der gescheiterten
Verhandlungen zu einem Bran-
chentarifvertrag im Gastgewerbe
erklärte MdL Ina Leukefeld, sie
könne es sehr gut nachvollziehen,
dass die Gewerkschaft Nahrung-
Genuss-Gaststätten nicht bereit
war, einen Branchentarifvertrag zu
unterzeichnen, der bestehende
höhere Tarifverträge in der Bran-
che unterlaufen hätte. „Auch die
Arbeitgeberseite muss endlich ver-
stehen, dass ein Tarifvertrag nur
noch dann Sinn macht, wenn er
über dem Mindestlohn liegt, an-
statt diesen auszuhebeln.“ Es sei
unverständlich, dass die Thüringer
DEHOGA über Fachkräftemangel
klagt, aber weiter an der Niedrig-
lohnschraube dreht: „Thüringen
kann sich niedrige Löhne schon
lange nicht mehr leisten. Sie ent-
werten die geleistete Arbeit der
Menschen und sind in einer Zeit
knapper Fachkräfte schlicht ein
Standortnachteil. Gerade im Gast-
gewerbe und Tourismus reden wir
von einer Minijobquote von 44 Pro-
zent aller Beschäftigungsverhält-
nisse.“ 

Die Abgeordnete hat jedoch
auch bei Gesprächen in ihrem
Wahlkreis in Suhl von Unterneh-
mern des Gastgewerbes gehört,
dass sie sehr wohl bereit sind,
8,50 Euro zu zahlen. „Sie werden,
so die klare Ankündigung mir ge-
genüber, in der Folge des Mindest-
lohns sogar mehr feste Vollzeit-
jobs schaffen, statt weiterhin vor-
rangig auf Minijobs zu setzen. Dies
belegt eindeutig, dass ein Min-
destlohn ein wichtiger Beitrag zu
Guter Arbeit in Thüringen sein
kann und wird.“

Trotz steigender Schülerzahlen an den Regelschulen 1.300 Lehrerstellen abgebaut

Landtagssondersitzung:
Vor dem Ende dieser Legislatur

kommt der Thüringer Landtag zu
einer außerplanmäßigen Sonder-
sitzung zusammen. Anlass ist die
Vorlage des Abschlussberichts des
Untersuchungsausschusses zur
Aufklärung der Hintergründe des
neonazistischen NSU-Terrors. Die
Sondersitzung findet am Freitag,
den 22. August, statt und beginnt
um 10.00 Uhr.

Die Sondersitzung wird im Inter-
net per Livestream übertragen auf
der Web-Seite der Linksfraktion
sowie im Informationsdienst des
Thüringer Landtags: www.thuerin-
ger-landtag.de/landtag/aktuel-
les/plenum.

Presseinformationen, Aktio-
nen, Schwerpunkt- und Diskussi-
onsforen der Linksfraktion: 

www.die-linke-thl.de

Anlässlich der erneuten entsetzli-
chen Tierschutzverstöße in der
Schweinemastanlage in Thiemendorf
- das Landeskriminalamt hatte mitge-
teilt, dass elf Sauen getötet werden
mussten, weil sie schwer verletzt wa-
ren - forderte MdL Dr. Johanna Sche-
ringer-Wright die Landesregierung
nachdrücklich auf, die Ankündigung
einer Intensivierung der Fachaufsicht
„endlich in die Tat umzusetzen, damit
solche schweren kriminellen Delikte
an Tieren erst gar nicht stattfinden“.
Die agrarpolitische Sprecherin der
Linksfraktion hat dazu eine Kleine
Anfrage an die Landesregierung ein-
gereicht. „Wir verlangen Antworten
auf Fragen, wie die Landesregierung
offensichtliche Defizite im Überwa-
chungssystem beseitigen wird.“
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WICHTIGE TERMINE

Tierschutz Kita-Finanzierung Arbeitslosenparlament

Branchentarifvertrag

gens auch Matschie kandidiert) „mehr
als einen Finanz-, denn einen Bildungs-
minister“. 

Allein im Regelschulbereich wurden
seit dem Schuljahr 2008/09 fast
1.300 Lehrerstellen abgebaut, wäh-
rend gleichzeitig die Schülerzahl um
mehr als sieben Prozent angestiegen
ist. Unter der regierenden Koalition sei
der Aufbau einer inklusiven Schule als
Sparmodell betrieben worden, an den
Förderschulen wurden über 17 Prozent
der Lehrkräfte abgebaut. Hier könne
der Bedarf nicht einmal ansatzweise
gedeckt werden, so Torsten Wolf wei-
ter. CD und SPD seien sei zudem die
Antwort schuldig geblieben, „wie der
Bedarf an 250 Förderschullehrern in
der nächsten zwei Jahre gedeckt wer-
den kann, wenn derzeit nur 87 Förder-
pädagogen ausgebildet werden. Eben-
so findet eine inklusive Lehrerbildung
nicht statt“. Wolf forderte: „Schluss
mit dem Personalabbau und Aufbau ei-
ner Personalreserve von 700 Stellen.

Die Thüringer Schulen brauchen drin-
gend personelle Verstärkung, sonst
können sie ihrem Bildungsauftrag
nicht mehr gerecht werden. Und: Thü-
ringer Schulpolitik aus einem Guss
kann die SPD künftig nur mit der LIN-
KEN.“

Hinzu komme, so der schulpolitische
Sprecher der Linksfraktion, Dirk Möl-
ler, ein unter der regierenden Koalition
weiter angewachsener Sanierungsstau
an den Thüringen Schulen mit einem
Finanzierungsbedarf von etwa 400 Mil-
lionen Euro. Der Abgeordnete verweist
auf den kürzlich von seiner Fraktion im
Landtag gestellten Antrag, jährlich 50
Millionen Euro für Schulsanierungen in
den Landeshaushalt einzustellen, ab
dem Jahr 2016 müsste der Kommuna-
le Finanzausgleich so gestaltet wer-
den, dass die Kommunen in der Lage
seien, die notwendigen Investitionen
an den Schulgebäuden vorzunehmen.

Annette Rudolph 

Wichtige Schulfragen
wurden nicht angegangen

UNZ-15-2014

Während des Pressegesprächs in der Landtagsfraktion DIE LINKE anlässlich des
Schuljahresendes und zur Bilanz der Schulpolitik der CDU/SPD-Koalition in Thürin-
gen (v.r.): Torsten Wolf, Susanne Hennig-Wellsow, Dirk Möller.



Die Antwort auf die Große Anfra-
ge der Linksfraktion „Kulturland
Thüringen – Bilanz und Ausblick“ ist
nun doch noch vor der parlamenta-
rischen Sommerpause geliefert
worden. „Sie zeigt, dass die Landes-
regierung fleißig aufschreiben
kann. Zur Qualität der Antworten
gibt es jedoch viele Anmerkungen
zu machen“, konstatierte die kultur-
politische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag Dr.
Birgit Klaubert.

„Noch vor zwei Jahren hatte die Lan-
desregierung kategorisch ausge-
schlossen, dass Kultur in einem Kultur-
fördergesetz als Pflichtaufgabe für die
Kommunen festgeschrieben wird und
jetzt lese ich in den Antworten auf un-
sere Große Anfrage, dass  die Enthe-
bung aus der Freiwilligkeit schon sinn-
voll wäre, solange sie finanziell unter-
setzt sei. 

Scheinbar hat das SPD-Ministerium
bis jetzt gebraucht, um unseren Ansatz
wirklich zu verstehen. Natürlich muss
auch eine finanzielle Untersetzung mit
gedacht werden, aber zu dieser logi-

plett zugeschrieben habe. „Die Lan-
desregierung hebt den Verwertungsef-
fekt und die wirtschaftlichen Kennzah-
len der Kreativwirtschaft hervor und
lässt dabei den kulturellen Aspekt völ-
lig außer Acht. Das halte ich für viel zu
kurz gedacht“, untermauerte die Kul-
turpolitikerin ihre Kritik. 

Seit Jahren habe sie eine engere Zu-
sammenarbeit zwischen Kultus- und
Wirtschaftsministerium für diesen Be-
reich angemahnt. „Sprachlos gemacht

Antwort produziert
noch mehr Fragen
Birgit Klaubert nach Regierungs-Antwort zu „Kulturland Thüringen - Bilanz und Ausblick“
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schen Schlussfolgerung reichte es of-
fensichtlich beim Erarbeiten des Kul-
turkonzepts noch nicht“, so Birgit Klau-
bert weiter. Für DIE LINKE sei ein Kul-
turfördergesetz eines der wichtigsten
Instrumente für eine nachhaltige Kul-
turentwicklung in Thüringen.

Kritisch sieht die Altenburger Kultur-
Expertin auch die Einschätzung der
Landesregierung zum Thema Kultur-
und Kreativwirtschaft. Dies sei eine
ressortübergreifende Aufgabe, erläu-

KURZ UND PRÄGNANT

Zum Vogel-Interview

Der ehemalige Ministerpräsi-
dent Dr. Bernhard Vogel behaupte-
te in einem Interview mit der Thü-
ringer Allgemeinen (v. 28.7.), der
Kalifusionsvertrag hätte ihm in
Wahrnahme seiner Aufsichts-
pflicht nicht vorgelegt werden
müssen. Dazu Tilo Kummer, Um-
weltpolitiker der Linksfraktion:
„Seine Gewissheit, die Treuhand
würde zweckgebundene Mittel für
den Aufbau Ost zur Sanierung ei-
nes Westkonzerns umwidmen,
hätte ihn veranlassen müssen, die
Herausgabe des Vertrages  zu for-
dern!“ Vogel war als Ministerpräsi-
dent Thüringens Mitglied im Ver-
waltungsrat der Treuhand. „Es ist
kaum zu glauben, dass er nicht
wusste, dass ein Mitglied eines
solchen Aufsichtsgremiums per-
sönliche Verantwortung für das
rechtskonforme Handeln der Ge-
sellschaft trägt.“  Auch die im Ver-
trag geregelte Verlustübernahme
durch die Treuhand bei gleichzeiti-
ger Vereinbarung, dass die Gewin-
ne aus Untertagedeponien zu 95
Prozent an die neu gegründete
K+S GmbH gehen, hätte einer
rechtlichen Überprüfung wohl
kaum standgehalten. „Warum hat
Dr. Vogel nicht rechtliche Schritte
eingeleitet, warum ist er nicht aus
dem Aufsichtsgremium ausgetre-
ten, da wäre die Treuhand ganz an-
ders unter Druck geraten, der
Steuerzahler hätte viele Millionen
gespart und eine Übernahme des
Kaliwerks durch den Unternehmer
Peine wäre vielleicht noch möglich
gewesen.  Mit seinem Verbleiben
im Verwaltungsrat und der Thürin-
ger Enthaltung zur Kalifusion ohne
Vertragskenntnis, muss Dr. Vogel
auch Verantwortung für das Vor-
gehen der Treuhand überneh-
men!“, so Tilo Kummer.                

Erneuter Anschlag

Innerhalb von sieben Monaten
wurden am 24. Juli zum zweiten
Mal das Wahlkreisbüro in Eisenach
angegriffen und dabei die Schei-
ben beschädigt. Dazu erklärte
Maik Nothnagel, Abgeordneter der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag, der dieses Büro führt:

„Auch diese Attacke fügt sich ein
in eine ganze Reihe von gewaltsa-
men Anschlägen gegen Büros von
LINKE-Abgeordneten. Solche Ak-
tionen sind nicht hinnehmbar und
zu verurteilen. Sie geben einen Ein-
blick, auf welch aggressivem Wege
hier politischer Druck ausgeübt
werden soll. Nichtsdestotrotz lasse
ich mich davon nicht mundtot ma-
chen. Solche Einschüchterungsver-
suche laufen ins Leere!“ Der Abge-
ordnete wies darauf hin, dass sich
auch sein Name auf der NSU-Na-
mensliste fand, er sich offenkundig
im Visier von Neonazis befindet
und einem erhöhten Bedrohungs-
potential ausgesetzt ist.               

Es werden jetzt zehn Jahre, dass
ich dem Thüringer Landtag angehö-
re und als arbeitsmarktpolitische
Sprecherin die Linksfraktion vertre-
te. Mein Anliegen war es nie, nur
Nein zu sagen. Vielmehr geht es mir
darum, die Regierungsarbeit zu kon-
trollieren und kritisch zu begleiten.
Außerdem habe ich namens meiner
Fraktion eigene Politikangebote
und Vorschläge mit Blickrichtung
auf das Thema Gute Arbeit ins Par-
lament, hier auch in den Wirt-
schafts- und in den Gleichstellungs-
ausschuss, eingebracht.

Besonders wichtig war mir immer,
den Menschen eine Stimme zu geben,
die von den Auswirkungen der Bundes-
und Landespolitik betroffen sind. Des-
halb fanden das Thüringer Arbeitslo-
senparlament, der Runde Tisch sozia-
ler Verantwortung sowie die vielen Er-
werbsloseninitiativen bei mir nicht nur
Gehör, sondern aktive Unterstützung.

Themen, wie der Kampf um höhere
Löhne, tarifgerechte Bezahlung und
Mindestlohn, der Abbau prekärer Be-
schäftigung, aktive Arbeitsmarktpolitik
und  die Kontrolle des Einsatzes von
Fördermitteln, die Stärkung von Arbeit-
nehmerrechten und die kritische Be-
gleitung des Landesarbeitsmarktpro-
gramms standen immer wieder im Mit-
telpunkt. Mit unseren Gesetzesinitiati-
ven und Anträgen, wie dem Thüringer
Vergabegesetz, dem Ladenöffnungsge-
setz als Arbeitsschutzgesetz, den An-
trägen zur Begegnung des drohenden
Fachkräftemangels durch Gute Bil-
dung, Berufsorientierung und Verbes-

terte die Abgeordnete, das Kultusmini-
sterium entziehe sich aber der Verant-
wortung, indem sie dem Wirtschafts-
ministerium diesen Bereich fast kom-

hat mich auch der völlig unkriti-
sche Blick der Landesregierung
auf die Situation der Theater und
Orchester. Das Kultusministeri-
um stellt für diesen Bereich fest,
dass sie in der jetzigen Legisla-
turperiode eine zukunftsfeste,
stabile und ausfinanzierte Thea-
ter- und Orchesterlandschaft er-
reicht hätten. Dabei reicht ein
Blick nach Eisenach, um zu wis-
sen, dass dies einfach nicht
stimmt.“ Birgit Klaubert betonte,

sie werde sich weiter intensiv mit den
Antworten der Landesregierung be-
schäftigen und entsprechende Folge-
rungen ableiten.                                          

serung der Berufsausbildung haben wir
deutliche Zeichen gesetzt und unter-
stützen Gewerkschafter und Mitarbei-
tervertretungen in ihrem Engagement
um faire Arbeitsbedingungen. Die An-
hörung zu prekärer Beschäftigung in
der Linksfraktion hat uns bestärkt,
Schwerpunkte wie „Gesetzliche Min-
deststandards für Leiharbeit verbes-
sern“, „Situation von Älteren auf dem
Arbeitsmarkt“ im Thüringer Landtag
zu thematisieren und Vorschläge für ei-
ne Reform des Arbeitsrechts und ein
Arbeitsgesetzbuch in die öffentliche
Debatte zu bringen.

Als die Bundesregierung das Gesetz
zur „Leistungssteigerung der arbeits-
marktpolitischen Instrumente“ auf den
Weg brachte, was zu vielen Streichun-
gen und Änderungen der Arbeitsmarkt-
instrumente und vor allem zu finanziel-
len Kürzungen führte, haben wir Vor-
schläge „Für eine aktive Arbeitsmarkt-
politik – ökonomisch, effektiv und sozi-
alintegrativ“ unterbreitet. Während die
Regierungsfraktionen vor allem die sin-
kende Zahl der Erwerbslosen und der
Bedarfsgemeinschaften feierten, (ich
freue mich darüber auch!) habe ich ei-
ne andere Sichtweise in die Debatte
gebracht: Die Würde des Menschen ist
unantastbar – steht im Grundgesetz.

Da wird nicht unterschieden nach
Menschen mit und ohne bezahlter Ar-
beit. Würde muss für alle gelten und
dazu gehört eben auch das Grundrecht
auf Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums, das m. E.
für Hartz-IV-Empfänger, insbesondere
auch für Kinder, nicht gesichert ist.

Hartz IV macht arm, das ist keine neue
Erkenntnis. Das gilt vor allem auch für
Alleinerziehende, zunehmend für Älte-
re und schließt Gute Arbeit für Men-
schen mit Behinderung ein.

Immer wieder aufmerksam gemacht
haben wir auf die Tatsache, dass viele
Menschen im Hartz-IV-System gar
nicht arbeitslos sind. 35 Prozent von
ihnen sind Aufstocker, deren Lohn so
niedrig ist, dass sie davon nicht leben
können. Unser jahrelanger Kampf um
Mindestlohn statt Lohndumping und
die Einführung eines flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohns war
letztlich erfolgreich, auch wenn wir we-
der mit der Höhe noch mit den vielen
Ausnahmen einverstanden sind. Unser
Antrag „Faires Praktikum“ zielte übri-
gens auch darauf, die Arbeit junger
Menschen angemessen zu entlohnen.

Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit für Frauen und Männer sowie in
Ost und West muss auch in Zukunft ein
wichtiges Thema bleiben. Vieles haben
wir zur Sprache gebracht, gefordert,
kritisiert. Oft wurden die Vorschläge
anerkennend beklatscht, aber aus pol-
tischen Gründen, vor allem auch we-
gen der Koalitionsdisziplin, nicht be-
schlossen.  

Wir haben die Chance, dies zu än-
dern. Es gibt schon heute im Thüringer
Landtag eine Mehrheit von Links. Thü-
ringen muss der Motor für politische
Veränderungen sein, sagte Gregor Gysi
auf dem Jahresempfang in Erfurt. Ge-
meinsam mit den Thüringerinnen und
Thüringern wollen wir dafür sorgen,
dass dies gelingen kann.                    

Ina Leukefeld: „Den Menschen eine Stimme geben“



Für kommunale

Basisdemokratie
Fachkonferenz 20 Jahre Thüringer Kommunalordnung

darauf verwiesen, dass es in den Kom-
munen um Basisdemokratie gehe und
es sich letztlich um die kleinste Zelle
des Zusammenlebens handele. We-
sentlichen Reformbedarf sehe er bei-
spielsweise bei der Erweiterung der
wirtschaftlichen Betätigung von Kom-
munen. „Wir wollen, dass Kommunen
Geld verdienen können und müssen“,
betonte Ramelow. 

Der kommunalpolitische Sprecher
Frank Kuschel machte in seinem the-
matischen Einführungsbeitrag eine zu-
nehmende Entpolitisierung von Kom-
munalpolitik aus. Aus seiner Sicht wol-
len Bürgerinnen und Bürger als Partner
ernst genommen werden und auf glei-
cher Augenhöhe in den Dialog treten.

Mit einer Fachkonferenz beging
die Linksfraktion im Landtag das
20jährige Jubiläum der Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO). Am 1.
Juni 1994 trat diese in Kraft. Der
Jahrestag war ein guter Anlass, eine
Erfahrungsbilanz zu ziehen und
über die Erfordernisse und Möglich-
keiten der Weiterentwicklung des
Thüringer Kommunalrechts zu dis-
kutieren. 

Mit der ThürKO war die Vorläufige
Thüringer Kommunalordnung (VKO) er-
setzt worden. Diese basierte im We-
sentlichen auf der Kommunalverfas-
sung der DDR, die die Volkskammer
am 17. Mai 1990 beschlossen hatte.
Während die VKO sehr stark vom Mo-
dell der Magistratsverfassung (starke
Stellung des Beschlussorgans, mit
nachgeordneter Position des Bürger-
meisters/Landrates und der Verwal-

vorbehalts, die Kostenerstattung bei
Bürgerbegehren in freier Sammlung
und eine Vereinfachung der Unter-
schriftenleistung. Alles Punkte, die
vom Verein Mehr Demokratie e.V. Thü-
ringen maßgeblich in den letzten Jah-
ren immer wieder auf die politische
Agenda gesetzt worden sind. 

Ralf-Uwe Beck, Sprecher der Initiati-
ve, listete den Forderungskatalog in
seinem Redebeitrag detailliert auf und
brachte für die kommende Legislatur-
periode des Landtages eine Demokra-
tie-Enquetekommission ins Spiel. Der
Kommunalwirtschaftsexperte Prof. Dr.
Michael Schäfer von der Hochschule
für nachhaltige Entwicklung Eberswal-
de plädierte zudem für eine erweiterte
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Als „skandalösen Rückschritt“,
bezeichnete MdL Sabine Berninger
Pläne des Thüringer Innenministe-
riums, die Unterbringung von
Flüchtlingen in Gemeinschaftsun-
terkünften verstärkt finanziell zu
fördern. „Dezentrale Unterbrin-
gung, selbstbestimmte Lebensfüh-
rung und Eingliederung in den Le-
bensalltag vor Ort ist das, was ein
wirklich menschenwürdiger Um-
gang mit Flüchtlingen erfordert.
Viele Kommunen haben das offen-
sichtlich besser erkannt als das In-
nenministerium.“ Dieses verstecke
sich hinter einer bundesgesetzli-
chen Bestimmung und zitiert sie
nur unvollständig. Der zweite Satz
des Paragraph 53 im Asylverfah-
rensgesetz lautet, dass bei der
Entscheidung der Unterbringungs-
art „sowohl das öffentliche Inter-
esse als auch die Belange des Aus-
länders zu berücksichtigen“ sind.
„Es liegt nicht im öffentlichen In-
teresse, Schutzsuchende zu isolie-
ren und auf engstem Raum ohne
Privatsphäre unterzubringen“, be-
tone Sabine Berninger. Das Innen-
ministerium soll die Fördergelder
für die Unterbringung in Wohnun-
gen statt in Gemeinschaftsunter-
künften ausgeben, zumal es ganz
sicher in Thüringen genügend leer-
stehende Wohnungen gebe, um
den genannten Bedarf von 600
fehlenden Plätzen zu decken. 

Die LINKE-Migrationspolitikerin
forderte die Kommunen und die
kommunalen Spitzenverbände auf,
ihre Aktivitäten für einen umfas-
senden Wechsel zur dezentralen
Unterbringung von Flüchtlingen zu
verstärken und solange nicht
nachzulassen, bis auch das Mini-
sterium verstanden hat, was eine
zeitgemäße Flüchtlingspolitik in
Thüringen wirklich erfordert.       

KURZ UND PRÄGNANT

Die Studie des Deutschen Ju-
gendinstituts und der Universität
Dortmund bestätigt die Kritik der
LINKEN, dass das Thüringer Erzie-
hungsgeld und jetzt auch das Be-
treuungsgeld Kinder aus ärmeren
Familien von frühkindlicher Bil-
dung fern hält. Die Familienpoliti-
kerin Margit Jung sagte: „Jetzt ist
klar: auch Eltern, die um die Be-
deutung früher Bildungsangebote
wissen, verzichten darauf, wenn
sie das Geld für ihre Haushaltskas-
se brauchen. CDU und CSU neh-
men billigend in Kauf, dass sich die
soziale Herkunft weiterhin negativ
auf die Zukunftschancen von Kin-
dern auswirkt. In Regierungsver-
antwortung werden wir zumindest
das Erziehungsgeld wieder ab-
schaffen und uns um die Verbesse-
rung der Bildungsqualität küm-
mern.“                                          

Bestätigt: Betreuungsgeld
hält von Bildung fern

Dieser Herausforderung habe sich sei-
ne Fraktion gestellt und deshalb im
Frühjahr dieses Jahres einen Gesetz-
entwurf zur Demokratisierung der
Kommunalpolitik vorgelegt, welcher
nunmehr in den Ausschüssen des
Landtags behandelt wird. Insbesonde-
re die Rechte der Einwohnerinnen und
Einwohner sollen durch das Gesetz ge-
stärkt werden. 

Dazu wird u.a. die Einführung einer
pflichtigen Einwohnerfragestunde und
eines kommunalen Petitionsrechts wie
auch die Möglichkeit der Abwahl des
Bürgermeisters durch ein Bürgerbe-
gehren vorgeschlagen. Hinzu kommen
wesentliche Erleichterungen von Bür-
gerbegehren beispielsweise durch die
Streichung des sogenannten Abgaben-

DAS THEMA

Gefordert: Unterbringung
von Flüchtlingen dezentral

tung) geprägt war, ist die ThürKO nach
dem süddeutschen Ratsmodell ausge-
richtet (starke Stellung des Bürgermei-
sters bzw. Landrates). 

Eingangs der Fachkonferenz bot Udo
Moewes von der Juristischen Fakultät
der Uni Potsdam einen historischen
Abriss der Entwicklung des Kommunal-
rechts, angefangen in der DDR bis zur
Verabschiedung der Thüringer Kommu-
nalordnung in den 1990er Jahren, die
im Wesentlichen bis zum heutigen Zeit-
punkt Bestand hat. Im Mittelpunkt der
Diskussion standen insbesondere
Möglichkeiten der Demokratisierung
der Kommunalpolitik. Letztlich kam
man aber auch bei diesem Thema nicht
an den klammen Finanzen der Kommu-
nen in Thüringen vorbei. 

Ramelow: „Kommunen sollen
Geld verdienen können“

„In der Zeit, wo kein Geld da ist, ist
das alles nichts wert“, musste Eisen-
achs Oberbürgermeisterin Katja Wolf
(DIE LINKE) in ihrem Diskussionsbei-
trag nüchtern feststellen. Sie verwies
auf zahlreiche Beispiele in der Wart-
burgstadt, bei denen aufgrund der fi-
nanziellen Not beispielsweise durch
das Konstruieren von Pflichtaufgaben
der Stadtrat entmachtet wird und so-
mit die kommunale Demokratie Scha-
den nimmt. Deshalb müsse die Finanz-
ausstattung der Kommunen so gestal-
tet werden, damit Demokratie über-
haupt gelebt werden könne. Bodo Ra-
melow, Vorsitzender der Linksfraktion,
hatte zuvor in seiner Eröffnungsrede

Auf der gut besuchten Fachkonferenz der Linksfraktion am 15. Juli im Thüringer
Landtag nutzten die Gäste auch immer wieder die Gelegenheit, ihre Meinung, ihre
Erfahrungen mit der Kommunalpolitik vor Ort - deren Grenzen und Möglichkeiten -
darzulegen. Besonders plastisch wurde dies bei der abschließenden Podiumsdis-
kussion: Wie weiter mit dem Thüringer Kommunalrecht? 

Mitentscheidung der Bürgerinnen und
Bürger beim Umgang mit dem kommu-
nalen Eigentum. Zugleich machte er
aber deutlich, dass im Gegensatz zur
Privatwirtschaft die kommunalen Wirt-
schaftsbetriebe zumindest halbwegs
demokratisch kontrolliert seien. 

Das Abschlusspodium bewegte sich
dann nochmals in dem Spannungsfeld
zwischen theoretischen Schritten der
Demokratisierung der Kommunalpoli-
tik und deren praktischer Umsetzung
im kommunalen Alltag. Für Frank Ku-
schel steht in diesem Zusammenhang
fest: „Nur die bloße Möglichkeit der
Bürgerbeteiligung wirkt und beein-
flusst das kommunale Verwaltungs-
handeln.“ 

Matthias Gärtner



Zum Vorschlag des Thüringer
Rechnungshofpräsidenten Sebasti-
an Dette, die Entscheidung über die
Neubesetzung eines Direktorenpo-
stens während der NSU-Sondersit-
zung des Landtags am 22. August
vorzunehmen, erklärte Bodo Rame-
low, Vorsitzender der Fraktion DIE
LINKE:

„Wir können einer Vermischung des
NSU-Themas mit Personalien des
Rechnungshofs nicht zustimmen. In
dieser Sondersitzung stehen aus-
schließlich die Opfer des NSU-Terrors
und ihre Angehörigen im Mittelpunkt
sowie die notwendige Aufklärungsar-
beit des Untersuchungsausschusses.
Der Thüringer Landtag darf sich dabei
nicht von anderen allgemeinen Alltags-
themen ablenken lassen - seien sie
auch noch so wichtig. Dieser Tag ist

wahl könne eine einvernehmliche Be-
setzung der Direktorenstellen vorge-
nommen werden. Die Auswahl erfolge
nach dem Prinzip der Bestenauslese
sowie der Berücksichtigung der Ent-
scheidung des Rechnungshofs.

Gleichzeitig zu den notwendigen
strukturellen Veränderungen im Rech-
nungshof könnten die vom Präsidenten
vorgeschlagenen Einsparungen Reali-
tät werden. „Wir wollen die innere Un-
abhängigkeit und Selbststeuerung des
Rechnungshofs stärken und damit er-
halten sowie gleichzeitig den Rech-
nungshof als Kollegialorgan wieder
stärken. Hierzu liegen unsere Vorschlä-
ge auf dem Tisch, die jenseits vom
Wahlkampf zügig und einvernehmlich
umgesetzt werden können“, erklärte
der LINKE-Politiker. Die Sondersitzung
zum Thema NSU sei jedenfalls unge-
eignet dafür.                                         
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Gebührender Umgang mit

Angehörigen der NSU-Opfer 

Zunächst hatte ich gezögert. Auf
die Anfrage im Frühjahr, eine Fort-
setzung meines Buches „Die Akte
Ramelow“ von 2007 zu schreiben,
bat ich um Bedenkzeit. Aus zwei
Gründen. Einer davon ein ganz
praktischer. Zeit. Die zusätzliche
Arbeit durch die Begleitung eines
Untersuchungsausschusses. Der
andere Grund: das Thema selbst.

Es geht, daran sei erinnert, um
die Bespitzelung eines Abgeordne-
ten durch deutsche Geheimdien-
ste. Kein Roman, keine Fiktion, kei-
ne lange zurückliegende Geschich-
te. Realität. Als „Die Akte Rame-
low“ im November 2007 im Bun-
destag präsentiert wurde, nahm
mich kurz vor Beginn der Veranstal-
tung der damalige Linkspartei-Vor-
sitzende Lothar Bisky zur Seite. „Da
habt ihr ja allerhand herausbekom-
men“, sagte er. Dann nach kurzer
Pause: „Manchmal denke ich, man
lebt einfacher, wenn man darüber
gar nicht so viel weiß...“ Und er
lachte leise, auf die Art, wie er das
so gut konnte; mehr Worte waren
nicht nötig.

Natürlich ist seitdem viel pas-
siert. Bodo Ramelow musste durch
einen langen juristischen Instan-
zenweg (die „Akte“ endet vor dem
ersten Urteil), Hoch und Tief, Him-
mel und Hölle. Der Blick auf Ge-
heimdienste ist ein anderer, nach
NSU und NSA. Am Ende habe ich
zugesagt. Wieder aus zwei Grün-
den. Das engagierte Team des Wei-
marer Eckhaus-Verlages, die das
Buch unbedingt machen wollen, ist
der eine. Der andere ist - das The-
ma selbst. Denn dazu gehört die Er-
kenntnis, dass man sich wehren
kann, gegen die vermeintliche All-
macht der Dienste, zu deren Ge-
schäftsgrundlage es immer gehört,
Angst zu verbreiten. Diesen Kampf
aufzunehmen, wie es Bodo Rame-
low über Jahre getan hat, ist aller
Ehren wert. Ich wollte diese Ge-
schichte zu Ende erzählen. Ende
August wird das Buch erscheinen
(Vorwort: Gregor Gysi): „Ein gewis-
ser Herr Ramelow.“                             
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DAS LETZTE …

von Stefan Wogawa

Das Thema selbst
einfach kein Termin, um Personalfra-
gen zu klären oder gar politische Strei-
tigkeiten auszutragen.“ Im Vorder-
grund stehe die Aufarbeitung des Ver-
sagens der Thüringer Behörden und
ein würdiger Umgang mit den Familien-
angehörigen. „Diese Landtagssitzung
wird höchst emotional sein, wenn auf
der Besuchertribüne viele Angehörige
der Opfer anwesend sind. Will Herr
Dette wirklich in dieser Situation Per-
sonalfragen entscheiden lassen, gera-
de wenn sie strittig sind?“, fragte Bodo
Ramelow.

Der Fraktionschef der LINKEN ver-
wies darauf,  dass seine Fraktion einen
zielführenden Vorschlag unterbreitet
hat, sowohl die vorgeschlagene Perso-
nalfrage in Rudolstadt zu lösen als
auch die innere Verfassung und Unab-
hängigkeit des Rechnungshofs zu stär-
ken. Unmittelbar nach der Landtags-

Spendengelder für Schulhofgestaltung

Die (Wahlkreis-)Abgeordnete der
Linksfraktion Karola Stange und die Ab-
geordnete Diana Skibbe, zugleich Vor-
sitzende des LINKE-Abgeordnetenver-
eins Alternative 54 e.V., mit Schülerin-
nen und Schülern sowie Lehrerinnen
der Regelschule Kerspleben (bei Erfurt),
die während einer Fraktionssitzung im
Juli eine Spende entgegennehmen
konnten, gespeist auch aus den Einnah-
men des Cafés, das die LINKE am Tag
der offenen Tür des Landtags betrieben
hatte. Diana Skibbe sprach von einer
schönen Tradition, die Gelder für sozia-
le und gemeinnützige Projekte zur Ver-
fügung zu stellen. 

An der Schule in Kerspleben, so wur-
de den Abgeordneten der LINKEN erläu-
tert, soll der Schulhof noch schöner
werden und das Gemeinschaftsgefühl
stärken. Dafür wollen sie neben ande-
ren Gestaltungselementen noch zwei
Bänke anschaffen. Sitzgruppen, ein
Freiluftbackofen für besondere Feier-
lichkeiten, eine Wetterstation gehören

bereits zum angenehmen Ambiente, ein
weiterer Bereich soll im neuen Schul-
jahr als Naturzentrum gestaltet werden,
auch mit Blick auf die Öko-Bildung.

Antikorruption: Neue
Richtlinie vorlegen

Die Landesregierung soll bei der
Überarbeitung der veralteten Antikor-
ruptionsrichtlinie „endlich Ergebnisse
liefern“, so LINKE-Abgeordneter Knut
Korschewsky. Dabei sei es geboten,
externen Sach- und Fachverstand z.B.
aus Organisationen und Verbänden in
Form einer Anhörung hinzuzuziehen.
Dass die Landesregierung darauf ver-
zichten wolle, sei unter fachlichen Ge-
sichtspunkten hochproblematisch.

Der Thüringer Innenminister Jörg
Geibert hatte bei der Beratung des
LINKE-Gesetzentwurfs für ein Thürin-
ger Antikorruptionsgesetz sowie der
Beantwortung einer Anfrage im März
im Landtag eine Überarbeitung der
Richtlinie zur Antikorruptionsarbeit an-
gekündigt. Dies ist bisher nicht erfolgt.
Nun erklärte die Landesregierung,
dass die Neufassung der Richtlinie
noch in dieser Wahlperiode im Staats-
anzeiger erscheinen soll. „Die LINKE
wird die Kontrolle dieser Aussage im
Auge behalten. Wenn die Landesregie-
rung schon kein Landesgesetz will, wie
dies aber von Antikorruptionsorganisa-
tionen gefordert wird, so ist die Moder-
nisierung der Richtlinie das Mindeste“,
so Knut Korschewsky mit Blick auf Me-
dienberichte, wonach die Zahl der Kor-
ruptionsfälle in Thüringen im Jahr 2013
weiter angestiegen sei. 

„Korruption ist leider auch in Thürin-
gen ein Thema. Im Rahmen der Justiz-
ministerkonferenz Anträge auf Einfüh-
rung eines bundesweiten Korruptions-
registers zu stellen, ist die eine, sicher-
lich zu begrüßende Seite. Die zweite
und praktische Seite ist allerdings die
Umsetzung auf Landesebene. Hier hät-
te die Landesregierung schon lange
nach Vorlage des LINKE-Gesetzesent-
wurfs handeln können und müssen.
Dieses hat sie wieder einmal verpasst.
Es kommt aber darauf an, auch in Thü-
ringen selbst wirksam gegen Korrupti-
on vorzugehen.“                                 


